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D
ie alte Leier nervt, aber es ist
nun einmal so: Deutschlands
Universitäten sind verglichen

mit ihren unmittelbaren Wettbewerbern
unterfinanziert. Dies lässt sich anhand
weniger Zahlen belegen. Betrachten wir
die Leibniz Universität Hannover. Sie
kann in vielerlei Hinsicht als repräsen-
tativ für eine deutsche Universität ange-
sehen werden. Als Mitglied der TU 9 ge-
hört sie zu den führenden technisch ori-
entierten Universitäten des Landes, es
gibt besser, aber auch schlechter ausge-
stattete Hochschulen. Teilt man das Ge-
samtbudget durch die Anzahl der Stu-
dierenden, so stehen der Leibniz Uni-
versität (einschließlich Drittmitteln) pro
Studierenden knapp 17 000 Euro als
Budget zur Verfügung, die Betreuungs-
relation beträgt ca. 70 Studierende pro
Professor, insgesamt kommen ca. fünf
Studierende auf einen Mitarbeiter. Das
Budget ist – wie in Deutschland üblich
– zu über 90 Prozent staatlich finan-
ziert, denn auch der weitaus überwie-
gende Teil der so genannten Drittmittel
stammt aus staatlichen Quellen.

Der internationale Vergleich
Vergleichen wir die Leibniz Universität
mit einer staatlichen amerikanischen
Universität ähnlicher Qualität – hier sei

die University of Texas at Austin als Bei-
spiel herangezogen – fällt zunächst auf,
dass dort das öffentlich finanzierte Bud-
get lediglich ca. 50 Prozent des Gesamt-
budgets beträgt. Der private Drittmittel-
anteil ist ähnlich hoch wie an der Leib-
niz Universität. Drastisch höher sind
die Anteile aus Spenden (10 Prozent),
z.B. von Alumnis, eigenen Einnahmen
(immerhin sechs Prozent), z.B. aus der
Bewirtschaftung des Universitätsvermö-
gens und Studiengebühren (nicht weni-
ger als 28 Prozent). Daraus ergibt sich
schließlich ein Budget von immerhin
knapp 30 000 Euro pro Student und ei-
ne Relation von 2,1 Studenten pro Mit-

arbeiter; grob gerechnet ist die Universi-
tät in Austin also etwa doppelt so gut
ausgestattet wie die Leibniz Universität,
allerdings stammt „die zweite Hälfte“
aus privaten Quellen.

Die University of Texas in Austin ist
eine sehr gute, aber keine besonders he-
rausragende Universität. Vergleicht man
die Kennzahlen der Leibniz Universität
mit solchen Institutionen, die uns gern
als Vorbild genannt werden, fällt der
Vergleich noch wesentlich frustrieren-
der aus. Die ETH in Zürich, leuchten-
des Vorbild der technisch orientierten
Universitäten in Europa, hat ein Budget
von gut 70 000 Euro pro Student, also
etwa viermal so viel wie die Leibniz

Universität, 1,7 Studenten „teilen“ sich
dort einen Mitarbeiter. Noch drasti-
scher fällt der Vergleich mit privaten
erstklassigen amerikanischen Universi-
täten aus. Harvard hat ca. 125 000 Euro
pro Student zur Verfügung, also gut sie-
benmal so viel wie die Leibniz Universi-
tät, das Verhältnis Studierende/Mitar-
beiter ist interessanterweise ähnlich wie
an der ETH und beträgt 1,75. Stanford
und das MIT stehen noch besser da.

Es kann kein Zweifel daran beste-
hen, dass das Budget pro Student we-
sentlichen Einfluss auf die Qualität von
Forschung und Lehre besitzt. Wenn wir
also die Leistung deutscher Hochschu-
len mit der ausländischer Konkurrenten
vergleichbar gestalten wollen, müssen
wir sie auch entsprechend ausstatten.
Grob vereinfacht (am Beispiel Austins)
heißt das, wir müssen ihre Budgets ver-
doppeln. Derzeit betragen die öffentli-

chen Ausgaben für Uni-
versitäten in Deutsch-
land (ohne Medizin)
ca. 16 Mrd. Euro, das
ist übrigens nur wenig
mehr als der Jahreser-
trag der Tabaksteuer.

Wir suchen also weitere 16 Mrd. Euro
pro Jahr. Bei der Suche stoßen wir auf
die Exzellenzinitiative des Bundes und
der Länder, die den deutschen Universi-
täten helfen soll, international konkur-
renzfähig zu bleiben (und im Übrigen
auch tatsächlich ein höchst lobenswer-
tes Projekt darstellt). Ihr Volumen be-
trägt 4,6 Mrd. Euro, die sich allerdings
auf zehn Jahre verteilen, pro Jahr sind
das also leider „nur“ 460 Mio., nicht
ganz das, was nötig wäre. 16 Mrd. wä-
ren allerdings auch nur ca. 0,7 Prozent
vom Bruttoinlandsprodukt (BIP), sie
würden uns helfen, den Anteil der Bil-
dungsausgaben am BIP von derzeit
(2009) 5,2 Prozent endlich wenigstens
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auf den OECD-Durchschnitt von 5,9
Prozent anzuheben.

Aber das ist Illusion. Trotz gegentei-
liger Lippenbekenntnisse von Bildungs-
politikern ist heute keine ernstzuneh-
mende politische Partei bereit, Investi-
tionen in Universitäten im beschriebe-
nen Ausmaß vorzunehmen. Umschich-
tungen in den öffentlichen Haushalten
erscheinen nur begrenzt realisierbar
und kreditfinanzierten Haushaltssteige-
rungen wird die beschlossene Schulden-
bremse ein Ende setzen.

Das Kooperationsverbot
aufheben

Vielleicht wäre ja doch das eine oder
andere möglich, wenn es denn zum
Thema Bildung in Deutschland eine
einheitliche politische Meinung geben
würde. Bildung ist aber Ländersache
und so gibt es höchst unterschiedliche
Strategien, je nach Landesregierung.
Die Kassen der Länder – und das haben
(fast) alle gemeinsam – sind aber beson-
ders leer, und auch deshalb ist Hilfe von
dieser Seite nicht zu erwarten. Sie
könnte aus Berlin kommen, aber das
sogenannte Kooperationsverbot (welch
ein Wort!) verhindert weitgehend gute
Taten für deutsche Universitäten. Also
fördert unsere Bundesministerin was sie
kann: Sie hilft beim Aufbau von Studi-
enplätzen für die doppelten Abiturjahr-
gänge im Rahmen des Hochschulpakts
und sie legt ein Programm zur Förde-

rung der Qualität in der Lehre auf, das
ist – ebenso wie die Exzellenzinitiative
– hilfreich und lobenswert, aber leider
hilft das alles nur auf Zeit und verbes-
sert die Grundausstattung der Universi-
täten nicht. Anders sieht es in der au-
ßeruniversitären Forschung aus. Sie
darf sich seit Jahren und auch weiterhin
auf jährliche Zuwächse freuen. Im Ge-
gensatz dazu freuen sich die universitä-
ren Forscher im Landesdienst schon,
wenn sie Zukunftsverträge erhalten, die
ihnen auf viele Jahre ein Nullwachstum
versprechen. Immerhin bleiben sie zu-
mindest von Kürzungen verschont.

Gerne würde Frau Schavan wohl auch
Bundesuniversitäten fördern. Experi-
mente wie das KIT oder die Charité
weisen in diese Richtung. Wenn auch
solche Einrichtungen aus Sicht der Be-
günstigten attraktiv erscheinen, ein
brauchbares Mittel gegen die Unterfi-
nanzierung aller deutschen Universitä-
ten sind sie nicht.

Sicher wäre bei Aufhebung oder zu-
mindest einer Lockerung des Koopera-
tionsverbotes eine stärker differenzierte
Hochschullandschaft möglich und wohl
auch sinnvoll. Auch könnte die Erhö-

hung von Overheadpauschalen zur Ent-
lastung des Grundbudgets der Hoch-
schulen beitragen und eine zweckge-
bundene Erhöhung der Mehrwertsteuer
eine Option für mehr sein. Der Glaube
allerdings, dass auf diese Weise die
deutschen Universitäten bezüglich ihrer
finanziellen Ausstattung konkurrenzfä-
hig werden, fällt schwer.

Die amerikanische Alternative
Was also tun? Wir können weiter kla-
gen, aber dadurch wird sich nichts We-
sentliches ändern. Die einzige Alternati-
ve besteht darin, den amerikanischen

Weg zu gehen und dieser
führt über privates Enga-
gement. Hierfür gibt es
zahlreiche Möglichkeiten,
denn „privat“ meint hier
alle nicht öffentlichen Fi-
nanziers. Beginnen wir mit

der Wirtschaft. Universitäten sind für
die Wirtschaft nicht nur ein hochrangi-
ger „Ausbildungsbetrieb“, sondern auch
ein kompetenter F&E-Partner. Es wäre
deshalb wichtig zu akzeptieren, dass die
entsprechenden Verträge nicht nur kos-
tendeckend sind, sondern der Universi-
tät einen sinnvollen Gewinn ermögli-
chen, der reinvestiert werden oder zum
Aufbau eines eigenen Vermögens bei-
tragen kann. Der Aufbau von Vermögen
könnte, wenn man die dafür notwendi-
gen Voraussetzungen schafft, eine at-
traktive Finanzierungsmöglichkeit für
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»Die Kassen der Länder sind
besonders leer, und Hilfe von
dieser Seite ist nicht zu erwarten.«
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die Universitäten sein. Das niedersäch-
sische Stiftungsmodell ist hier sicher ein
Schritt in die richtige Richtung, reicht
aber noch nicht aus. Eine erweiterte fi-
nanzielle Autonomie, die den Aufbau
von Vermögen zulässt, würde auch die
– lästige – Diskussion über Rücklagen
überflüssig machen. Eine weitere zen-
trale Einnahmequelle sind Spenden.
Hier fehlt es in Deutschland sowohl an
der entsprechenden Tradition als auch
an steuerlichen Rahmenbedingungen –
was übrigens auch für Forschungsauf-
träge aus der Wirtschaft gilt. Inzwischen
gibt es einige Großspender in Deutsch-
land, die Universitäten gefördert haben.
Stellvertretend seien hier genannt die
Familie Hector (Karlsruhe, 200 Mio.
Euro), Herr Jacobs (Bremen, 200 Mio.
Euro) und die Gebrüder Strüngmann
(Frankfurt, 200 Mio. Euro). Es sind aber
viel zu wenige.

Firmen und Privatpersonen verge-
ben inzwischen auch in wachsendem
Umfang (sogenannte) Stiftungsprofes-
suren. Leider finanzieren sich diese in
fast allen Fällen nicht aus den Erträgen
eines gestifteten Kapitals, sondern aus
Spenden, die eine Professur für fünf
oder (in seltenen Fällen) für zehn Jahre
finanzieren. Im Anschluss ist dann eine
Verstetigung durch die Universität er-
forderlich. Hier liegt – bei aller Freude
über die großzügige Spende – das Pro-
blem. Spenden sollen natürlich auch die
Alumni einer Universität, so ist das in
anderen Ländern üblich. In Deutsch-
land gibt es dafür keine Tradition, und
es wird Generationen dauern, um ein
entsprechendes Bewusstsein in den
Köpfen von Universitätsabsolventen zu
etablieren.

Studiengebühren
Und? War da noch et-
was? Ach ja, die (schwie-
rige) Frage, ob denn Bil-
dung für den, der sie
empfängt, kostenlos sein
muss oder nicht. In Deutschland ist sie
übrigens nicht kostenlos. In vielen Bun-
desländern leisten die Eltern Beiträge
zur Kinderbetreuung. Das Studium ist
dagegen mittlerweile in 14 von 16 Bun-
desländern (wieder) kostenlos. Macht
das Sinn, oder ist es nicht doch vernünf-
tiger, am oberen und nicht am unteren
Ende der Bildungsskala den eigenen
Obolus einzufordern?

Und was heißt schon kostenlos?
Kosten entstehen bei allen Trägern des
Bildungssystems. Die Frage ist, welche
die Solidargemeinschaft aus dem Steu-

eraufkommen finanziert und welche die
Empfänger der Leistung bezahlen sol-
len. Kindergärten sollten allen Kindern
offen stehen. Ihr Besuch sollte nicht
von der finanziellen Leistungsfähigkeit
der Eltern abhängig sein. Ein Studium
dagegen ist nach wie vor nur eine Opti-
on, die nur ein Teil der Bevölkerung in
Anspruch nimmt und die zudem noch
immer die Aussicht auf ein späteres hö-
heres Einkommen beinhaltet. Warum
also sollte ein Studium durch die Soli-
dargemeinschaft finan-
ziert werden? Sicher wä-
re auch dieses wün-
schenswert, aber bei ei-
ner Entscheidung, ob ein
Kindergarten oder ein
Studium solidarisch fi-
nanziert werden sollte,
kann es nur eine Antwort geben. Übri-
gens: In München kostet ein Platz in
der Kinderkrippe für die Eltern über
4 500 Euro pro Jahr, für einen Studien-
platz bezahlt der Studierende nur etwa
ein Drittel davon.

Wir kommen – wie in zahlreichen
anderen Ländern dieser Welt – an Stu-
diengebühren nicht vorbei. Über ihre
Höhe kann man streiten, auch über die
Frage, wer über ihre Höhe entscheidet,
über ihre Notwendigkeit nicht. Sie kön-
nen während des Studiums eingefordert
werden oder nachgelagert, das macht
keinen großen Unterschied. In
Deutschland ist zu diesem Thema offen-
bar politisch keine einheitliche Linie
möglich. Ob Studiengebühren erhoben
werden, hängt davon ab, in welchem
Bundesland man wohnt und welche po-
litische Färbung die jeweilige Landesre-
gierung hat. Derzeit gibt es sie noch in
zwei Bundesländern (in Bayern und
Niedersachsen) und es ist mehr als frag-

lich, ob man die anderen (wieder) von
ihrer Notwendigkeit überzeugen kann.
Schlimmer noch: Eine sachliche Dis-
kussion findet gar nicht statt.

Die Universitäten brauchen aber
Studiengebühren, um die Qualität der
Lehre dauerhaft, insbesondere bezüg-
lich der Betreuungsrelationen, verbes-
sern zu können. Dieser Effekt ist in den
Ländern, die Studiengebühren erheben,
bereits heute sichtbar, obwohl bei 1 000
Euro Studiengebühren pro Jahr ihr An-
teil am Gesamtbudget beispielsweise
der Leibniz Universität nur bei fünf Pro-

zent liegt. Das ist sehr wenig im Ver-
gleich zu einer amerikanischen Univer-
sität (Austin: 28 Prozent).

Stipendiensysteme
Aber: Die Erhebung von Studiengebüh-
ren setzt voraus, dass es begleitend um-
fangreiche Stipendiensysteme gibt. Sie
motivieren die besonders Leistungsfähi-
gen und sie erleichtern die Last für die
besonders Bedürftigen. In allen Län-
dern mit Studiengebühren sind Stipen-

diensysteme für beide Zielgruppen in
ausreichendem Maße vorhanden, in
Deutschland nicht. Wir haben nur we-
nige Stipendiengeber wie die Studien-
stiftung des deutschen Volkes (vorbild-
lich, fördert aber nur die Herausragen-
den), die Stiftungen der Kirchen und
Parteien sowie einige andere. Nun gibt
es seit kurzem das Deutschlandstipen-
dium.

Das ist eine gute Idee, vor allem,
wenn man davon ausgeht, dass entspre-
chend der ursprünglichen Planung acht
Prozent aller Studierenden gefördert
werden. Leider hat der Bund zunächst
nur Mittel für 0,45 Prozent (!) der Stu-
dierenden bereit gestellt. An der Leibniz
Universität können damit gerade mal
90 von 21 000 Studierenden ein Stipen-
dium erhalten, das ist viel zu wenig. Auf
der anderen Seite muss man auch daran
denken, dass die Hälfte des Stipendien-
aufkommens von den Universitäten ein-
geworben werden muss. Bei einer För-
derrate von acht Prozent wären das für
die Leibniz Universität ca. 3 Mio. Euro,
die jedes Jahr für diesen Zweck von der
Wirtschaft eingeworben werden müss-
ten. Das ist – selbst in Ballungsräumen
– kein Pappenstiel und wird Universitä-
ten in eher wirtschaftsschwachen Re-
gionen völlig überfordern, zumal weder
die Politik noch die Wirtschaftsverbän-
de in größerem Umfang bereit sind,
beim Geldsammeln (z.B. in den Groß-
konzernen) zu helfen. So telefonieren
(fast) alle Universitätsleitungen mit al-
len Firmen (zumindest den großen) und
versuchen hier zwei und da vielleicht
zehn Stipendien einzuwerben. Effizient
ist das nicht. Dabei sollte doch die Wirt-
schaft großes Interesse an der Förde-
rung geeigneter Studierender haben.
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»Die Universitäten brauchen
Studiengebühren, um die Qualität
der Lehre dauerhaft verbessern zu
können.«

»Stipendiensysteme motivieren
besonders die Leistungsfähigen.«



Gute Absolventen sind in Zeiten des
Fachkräftemangels ein knappes Gut,
und der Kontakt mit potenziellen Kan-
didaten über ein ganzes Jahr hinweg
gibt sicher eine bessere Erfolgsprognose
für einen zukünftigen Mitarbeiter als
ein Bewerbungsgespräch oder auch ein
Assessment Center. Und zudem ist ein
einjähriges Deutschland-Stipendium in
Höhe von 1 800 Euro (Wirtschaftsan-
teil) wesentlich billiger als eine Suchan-
zeige in einer großen Tageszeitung. 

Es liegt allerdings – bedauerlicher-
weise – in der Natur der Sache, dass
sich die Firmen ausschließlich für die
leistungsmäßig Besten interessieren
werden, in die Förderung von Bedürfti-
gen wird man nur in Ausnahmefällen –
wenn Bedürftigkeit mit Spitzenleistung
zusammentrifft – investieren wollen.
Wir brauchen aber auch Stipendien für
Bedürftige, zumindest sofern sie Min-
destleistungskriterien erfüllen, denn nur
so werden wir es schaffen, die Studier-
quote im Lande auf Werte zu bringen,
wie sie in anderen Ländern längst üb-
lich sind. Das BAföG sichert den Le-
bensunterhalt, Studiengebühren sind
darin nicht vorgesehen. Warum also
nicht ein Plädoyer für bedürftige Studie-

rende, gerichtet an solche, deren Privat-
vermögen es zulässt, etwas zu geben,
insbesondere dann, wenn die Kinder
die Ausbildung bereits hinter sich haben
oder wenn die Kinderkrippen endlich
aus Steuermitteln finanziert sind? Wa-
rum soll nicht auch mal eine Professo-
rin oder ein Professor für einen Studie-
renden die Studiengebühren – oder je-

denfalls einen Teil davon – überneh-
men? Warum können wir nicht eine
breite Bewegung initiieren, die für allge-
meine Studiengebühren eintritt und
gleichzeitig beweist, dass privates Enga-
gement auch in Deutschland möglich
ist. Wenn Professorinnen und Professo-
ren voran gehen, werden viele folgen,
davon darf man ausgehen.

Die deutschen Universitäten sind
noch immer gute Universitäten. Sie
streben nach Exzellenz, wo immer es
ihnen möglich ist. Sie existieren aber
heute unter schwierigen Bedingungen.
Man sollte sie in ihrem Streben besser
unterstützen. Die Klagen über schlech-

tes Abschneiden in weltweiten Ran-
kings bewirken nichts. Die öffentliche
Hand alleine wird es nicht richten. Gu-
te Politik muss die nötigen Rahmenbe-
dingungen schaffen. Hierzu gehört ne-
ben der Grundfinanzierung der Univer-
sitäten auch ein Steuersystem, das zu
Spenden und zur Zusammenarbeit mit
Universitäten anregt und beides fördert.

Die Wirtschaft muss erkennen,
dass die Universitäten ihre Un-
terstützung brauchen: Sie sind
ihr „Ausbildungsbetrieb“ aber
auch ihr Partner und ganz sicher

ihr Geld wert. Dann muss es nur noch
gelingen, auch privates Engagement für
die Bildung – und zwar am oberen En-
de – auf den Weg zu bringen. Das be-
ginnt bei den Stiftungen großer Mäzene
und endet beim Micro-Fundraising bei
Alumnis und einer Stadtgesellschaft, die
erkennt, dass die Universität ein wichti-
ger Teil von ihr ist. Deutsche Universitä-
ten sollen und wollen vieles: Exzellenz
in Forschung und Lehre, aber auch en-
gagierte und zufriedene Mitarbeiter und
motivierte leistungsfähige Studierende.
Wenn wir dieses Ziel erreichen wollen,
müssen alle mithelfen, jedenfalls mehr
als bisher.
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»Die öffentliche Hand alleine
wird es nicht richten.«
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